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„Der Staat muss mit der Finanzlobby brechen“
Ein Gespräch mit dem grünen Europaabgeordneten Sven Giegold und Ulrich Müller von LobbyControl

Tückische Partnerschaften
Banken treiben Ausverkauf der öffentlichen Güter voran

FCD Welche Rolle spielte die Fi-
nanzlobby bei der Entstehung der 
Krise?
Müller Die Finanzlobby hat 
vor der Krise die Regeln für 
die Finanzmärkte aufgeweicht 
und dabei selbst 
an Gesetzen mit-
geschrieben wie 
dem Investment-
modernisierungs-
gesetz. Das Ge- 
setz ließ Hedge-
fonds in Deutsch-
land zu und ge- 
währte der Finanz-
branche Steuerge-
schenke von mehr- 
eren Hundert Mil-
lionen Euro im 
Jahr. In der Krise 
haben die Banken 
die Rettungsmaß-
nahmen mitge-
staltet, und jetzt wehren sie sich 
gegen schärfere Regulierungen. 
Etwa beim Kampf gegen stren-
gere Eigenkapitalregeln, da 
spielt die Deutsche Bank eine 
wichtige Rolle.

FCD Wie sieht das aus?
Müller Josef Ackermann ist Vor-
sitzender des „Institute of Inter-
national Finance“, das ist die 
globale Lobbyorganisation der 
Finanzbranche. Das IIF hat mit 
übertriebenen Horrorszenarien 
in den letzten Monaten Druck 

Aber bisher verschafft die schiere 
Größe der Geldkonzerne deren lei-
tenden Managern auch so viel poli-
tischen Einfluss, dass sie alle Regulie-
rungsversuche erfolgreich abwehren 
konnten. Als im vergangenen Juni 
mehrere US-Senatoren die Aufteilung 
der Megabanken in kleinere Einheiten 
vorschlugen, wurden sie von Kollegen 
aus der eigenen Partei überstimmt, 
die von den Wahlkampfspenden der 
Finanzindustrie abhängig sind. Selbst 
die von Präsident Barack Obama und 
dem früheren Notenbank-Chef Paul 
Volcker geforderte Trennung des staat-
lich versicherten Bankgeschäfts vom 
spekulativen Handel mit Wertpapie-
ren und Fondsunternehmen wurde zu 
Fall gebracht.

Derweil gab es in Europa nicht ein-
mal den Versuch, die Dominanz der 
Großbanken zu brechen. Zwar hatte 
Kanzlerin Merkel noch im September 
2009 erklärt, „keine Bank“ dürfe mehr 
„so groß sein, dass sie wieder Staaten 
erpressen kann“ und betont, das sei 
„der wichtigste Punkt“. Doch über 
Klagen solcher Art kam die EU-Politik 
nicht hinaus. Im Zuge der Überschul-
dung Griechenlands erfahren die EU-
Bürger nun, dass ihre Regierungen sich 
ein weiteres Mal von der Finanzindust-
rie erpressen lassen und diese nicht für 
ihre Fehlinvestitionen haften muss.

Erneut drohte die Bankenbranche, 
eine Insolvenz eines ihrer großen 
Schuldner – dieses Mal die des griechi-
schen Staates – würde das europäische 
Finanzsystem gefährden. Und wieder 
übernahmen die Regierungen die Haf-
tung für mehr als 100 Milliarden Euro 
ausstehende Schulden. Dabei haben 
die Gläubiger, vorrangig Banken und 
Vermögensverwalter, jahrelang „Risi-
koprämien“ in Form hoher Zinsen von 
Griechenland erhoben. Nun, wo das 
Risiko tatsächlich eingetreten ist, wird 
es auf die Steuerzahler der übrigen EU 
übertragen – ein Vorgang jenseits aller 
marktwirtschaftlichen Logik. Dabei ist 
Griechenland selbst keineswegs gehol-
fen. Nach Ablauf des dreijährigen Pro-
gramms wird die Staatsverschuldung 
sogar nach den offiziellen EU-Progno-
sen höher sein als zuvor und ein Schul-
denerlass voraussichtlich unvermeid-
lich. Bluten müssen dann jedoch kaum 
noch die privaten Gläubiger, sondern 
die Staatshaushalte der übrigen EU.
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gemacht, dass die Banken ihre 
spekulativen Geschäfte mit 
nicht so viel eigenem Kapital 
unterlegen müssen wie geplant.

FCD Herr Giegold, wie erleben Sie 
die Situation kon-
kret als Europaabge-
ordneter?
Giegold In Brüssel 
gibt es ein krasses 
Ungleichgewicht 
in der Finanzpoli-
tik. Banken, Ver-
sicherungen und 
F o n d s i n d u s t r i e 
sind stark prä-
sent, während es 
gemeinwohlori-
entierte Lobbys 
praktisch nicht 
gibt. Es wäre naiv 
anzunehmen, das 
hätte keinen Ein-

fluss. Die intensivste Lobby-
Attacke, die ich bisher erlebt 
habe, richtete sich gegen stren-
gere Regeln für Hedgefonds 
und andere Investmentgesell-
schaften. Im Ausschusssaal 
war es schwer, noch Raum zu 
finden. Sogar der FDP-Kollege 
beschwerte sich öffentlich über 
das massive Auftreten. Und die 
Lobbyisten bedrängen nicht 
nur das Europaparlament, sie 
sitzen auch in den Experten-
gruppen der EU-Kommission 
und können so frühzeitig die 

Sicht der Finanzindustrie ein-
bringen. 
Müller Leider hat diese Domi-
nanz der Finanzlobby die Krise 
bis heute fast unbeschadet über-
dauert. So hat die Bundesregie-
rung in der Krise eine Exper-
tenkommission eingesetzt, die 
neue Vorschläge für die Kont-
rolle der Finanzmärkte ausar-
beiten sollte – und sie war voller 
Leute mit engen Verbindungen 
zur Finanzbranche. Geleitet 
wurde sie von Otmar Issing, ei-
nem ehemaligen Bundesban-
ker, der heute Berater von Gold-
man Sachs ist.
Giegold  Auf EU-Ebene war die 
Situation leider ähnlich, aber 
die Debatte über den übermäßi-
gen Einfluss der Finanzbranche 
ist in den letzten Monaten stär-
ker geworden.

FCD Wie waren die Reaktionen auf 
Ihre Kritik an der Finanzlobby?
Giegold Vor allem haben wir es 
mit Kritik nicht bewenden las-
sen. Gemeinsam mit meinem 
französischen Kollegen Pascal 
Canfin habe ich eine Initiative 
zu einer finanzmarktkritischen 
Gegen-Lobby „Finance Watch“ 
in Brüssel gestartet. Dafür haben 
wir Unterstützung in allen poli-
tischen Lagern gefunden.
Müller Gegengewichte wie Fi-
nance Watch sind wichtig, aber 
der Staat müsste selbst unab-

– wissen die Privilegierten gar nicht 
mehr, wohin mit ihrem Geld. Sie stop-
fen ihr Kapital in Finanzanlagen und 
produzieren damit neue Blasen. Auch 
jetzt ist schon wieder zu beobachten, 
dass viele Anlageobjekte gefährlich 
überbewertet sind. Dies gilt vor allem 
für Aktien, Gold und Staatsanleihen.  

Während die Vermögenspreise nach 
oben schießen, droht weltweit die 
nächste Rezession. In den USA ist die 
Gefahr eines Abschwungs bereits so 
akut, dass Präsident Obama ein zwei-
tes Konjunkturpaket auflegen will. 
Seine Maßnahmen sind kurzfristig 
richtig und langfristig doch meist 
falsch. Denn es wiederholt sich ein 
Muster, das schon in der ersten Runde 
der Konjunkturpakete zu besichtigen 
war – ob in Europa oder in Amerika. 
Weil die Zeit drängte und der Absturz 
drohte, wurden Ad-hoc-Pakete ge-
schnürt. Staatliche Milliarden flossen 
in die bestehende, oft überalterte In-
dustrie. Legendär ist etwa die deutsche 
„Abwrackprämie“, die sich nicht nach 
dem CO2-Ausstoß der Autos richtete. 
Sie war typisch für deutsche Politik: 
Der Staat steckte rund 100 Milliarden 
Euro in seine Konjunkturpakete, doch 
davon waren ganze 13 Prozent ökolo-
gisch sinnvoll. Und selbst diese mick-
rige Zahl schönt die Regierungspolitik 
noch, denn weitere acht Prozent der 
Maßnahmen waren ökologisch kont-
raproduktiv.

Die jetzige Politik weist drei Fehler 
auf: Sie päppelt die Reichen, spart bei 
den Armen und erzeugt Blasen auf den 
Vermögensmärkten. Umverteilung ist 
also nötig. Aber es reicht nicht, nur die 
Steuern auf Einkommen und Vermö-
gen anzuheben. Man muss das Geld in 
eine nachhaltige Zukunft investieren. 
Deutschland wird neue Konjunkturpa-
kete brauchen – aber eine Abwrackprä-
mie sollte diesmal nicht dabei sein.
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hängige Expertise stärker för-
dern. Und er muss endlich mit 
der Finanzlobby brechen. 

FCD Wie kann das aussehen?
Müller Der Staat sollte sich aus 
g e m e i n s a m e n 
L o b b y g r u p p e n 
wie der „Initiative 
F i n a n z s t a n d o r t 
Deutschland“ zu-
rückziehen, Exper-
tengremien ausge-
wogen besetzen 
und Karenzzeiten 
einführen, damit 
Politiker oder Po-
litikerinnen nicht 
nahtlos in Lob-
byjobs wechseln 
können. Zudem 
brauchen wir ver-
pflichtende Trans-
parenzregeln für 
Lobbyisten in Brüssel und Ber-
lin. 
Giegold Wir brauchen eine Dop-
pelstrategie: gemeinwohlorien-
tierte Kräfte stärken und illegi-
timen Einfluss von mächtigen 
Partikularinteressen schwächen. 
Dazu können wir als Gesetzge-
ber Entscheidendes leisten.

FCD Was sind Ihre nächsten Pro-
jekte zum Thema Finanzlobby?
Müller Bei den „Worst EU Lobby-
ing Awards“ stehen ab Oktober 
Negativfälle der Finanzlobby 

VON WERNER RÜGEMER, KÖLN

Die öffentliche Infrastruktur 
– etwa Verkehr, Gesund-

heit, Schulen – ist in so genann-
ten Entwicklungsländern, aber 
auch in „entwickelten“ Indus-
trieländern stark erneuerungs-
bedürftig. Gleichzeitig sind die 
Staaten überschuldet. Seit etwa 
einem Jahrzehnt durchdringen 
Banken und ihre Berater (Ratin-
gagenturen, Wirtschaftsprüfer) 
die Infrastruktur als neue „asset 
class“, als neuen Finanzierungs- 
und Anlagebereich. Weltbank 
und Europäische Investitions-
bank (EIB) fördern das. Zu den 
inzwischen weltweit eingesetz-
ten Instrumenten gehört auch 
Public Private Partnership (PPP). 

Bei PPP bieten die Investor- 
en ein „Rundum-sorglos-Paket“ 
an: nicht nur Sanieren und 
Bauen, sondern vor allem auch 
Betreiben und Finanzieren von 
Schulen, Krankenhäusern, Ge-
fängnissen, Straßen und ähn-
lichem. Die Verträge laufen 
meist 30 Jahre, der Staat zahlt 
eine jährliche Miete. Der Inves-
tor – in der Regel ein Bau- oder 
Energiekonzern wie Hochtief, 
Bilfinger Berger oder Veolia – tut 
sich mit einer Bank zusammen. 
Die legt einen Immobilienfonds 
auf und gibt dem Baukonzern 

die Kredite. Damit gehen die ge-
samten Finanzierungskosten – 
nicht nur Zinsen, sondern auch 
die Kosten für Steuerberatung, 
Kreditvermittlung und die  Su-
che nach Anlegern – in die Mie-
te ein. 

Bei PPP verkauft der Investor 
in der Regel einen Teil der Miet-
forderungen an die Bank. Die 
macht damit noch einmal ein 
Geschäft und bekommt eine 
beherrschende Stellung. Dieses 
Vorgehen heißt „Forfaitierung 
mit Einredeverzicht“: Die Bank 
zahlt dem Investor den heu-
tigen (abgezinsten) Wert der 
Forderungen aus; im Gegenzug 
erklärt die öffentliche Hand, 
dass sie auch bei Schlechtleis-
tung des Investors zunächst die 
Miete nicht kürzt (Einredever-
zicht), die nun an die Bank zu 
zahlen ist. 

In Deutschland ist das Finan-
zierungsgeschäft bei PPP weit-
gehend in der Hand der maro-
den Landesbanken. Besonders 
aktiv sind die Landesbank 
Baden-Württemberg (LBBW), 
die WestLB, die HSH Nordbank 
und die NordLB. Sie operieren 
oft über Tochtergesellschaften 
wie die Südleasing GmbH, die 
der LBBW gehört.
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zur Online-Abstimmung. Au-
ßerdem arbeiten wir an einem 
speziellen Lobbyismus-Wiki im 
Internet. Die „Lobbypedia“ soll 
insbesondere über die Finanz-
lobby aufklären.

FCD Herr Giegold, 
wie geht es bei Ihnen 
im Herbst weiter?
Giegold Die Aus-
einandersetzung 
um die Regulie-
rung der Finanz-
märkte tobt in 
Brüssel mit voller 
Energie. Es stehen 
zirka 30 Gesetzge-
bungsprojekte an. 
Außerdem freue 
ich mich auf das 
erste Treffen zur 
Gründung von 
„Finance Watch“ 

Ende September.

FCD Danke für das Gespräch.
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